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& SACHVERHALT

P war Vermittler für medizinische Schutzausrüstung. Im Zuge der Corona-Krise wurde diese
knapp. P stand mit verschiedenen Arztpraxen, Kliniken und Unternehmen in Geschäfts-
beziehung und war für die Vermittlung der Produkte der D auf Provisionsbasis tätig.

Durch Vermittlung des P war die O bereit, bei D FFP3-Masken nach einem hohen medizi-
nischen Standard zu bestellen. Diese FFP3-Masken wurden für Operationen benötigt (be-
sonders hohe Schutzeigenschaften) und waren für bestimmte Eingriffe, die die O als Spezia-
listin durchführt, vorgeschrieben.

FFP3-Masken hatte die D aufgrund von Knappheiten durch die Pandemie nicht auf Lager.
Der P wollte sich das Geschäft nicht entgehen lassen. P war zuvor ohne Wissen der D in
finanzielle Schieflage geraten und brauchte das Geld aus der Provision, die aufgrund der
Größe des Geschäfts außerordentlich war. P fasste den Entschluss, den Deal auf andere Weise
und „nicht legal“ herbeizuführen. Über die genauen Details war er noch unsicher. Ihm riet
wenig später der Kollege K, welcher P einen Gefallen schuldete, der O andere, zum Ver-
wechseln ähnlich aussehende und gleich teure FFP1-Masken zu verkaufen. Äußerlich unter-
schieden sich die FFP1-Masken (Masken für Handwerker bspw. für Hobelarbeiten) kaum
von FFP3-Masken. Die Unterschiede waren nur bei näherem Hinsehen wahrnehmbar. P
glaubte, dies werde keinem auffallen. Ihm war bewusst, zu welchem Zwecke die O die
Schutzausrüstung aufgrund der gesetzlichen Vorgaben einsetzen wollte.

Deshalb setzte P einen Vertrag auf, um das Maskengeschäft abzuwickeln. Er war von D
beauftragt worden, Geschäfte über Masken auch in großem Volumen selbstständig im Namen
der D abzuschließen und diese zur Lieferung zu verpflichten. Die Entscheidung war von der D
getroffen worden, da der P ein langjähriger, stets zuverlässiger Geschäftspartner war und am
Markt einen ausgezeichneten Ruf genoss. Der P hatte sich dabei verpflichtet, einen Kodex
einzuhalten, der Redlichkeit im Geschäftsverkehr als einen der einzuhaltenden Punkte vorsah.

Im Vertrag gab er anstatt „FFP3“ das Kürzel „FFP1“ an. Da O bereits in längerer Geschäfts-
beziehung zu P stand und ein großes gegenseitiges Vertrauen vorlag, wurden die Verträge
unterschrieben, ohne dass O die abweichende Bezeichnung auffiel. P trat dabei als Vertreter
der D auf. O glaubte, die vereinbarten Masken zu erhalten, wie dies in den Vorgesprächen
besprochen worden war. Der Vertrag hatte ein Gesamtvolumen von 1 Mio. EUR. Die O
musste sich aber auf eine Wartezeit aufgrund der Situation einstellen.

D hatte später, wie von P beabsichtigt, die FFP1-Masken verpackt und versandt. O fiel aber
bereits beim Entladen auf, dass es sich um Produkte handelte, die nicht dem gesetzlichen
Standard für Operationen entsprachen. Sie nahm die Masken daher nicht entgegen. O, die
den Kaufpreis noch nicht gezahlt hatte, wollte sich daher unter allen Umständen vom Vertrag
lösen, da sie für die Masken keine Verwendung hatte. Dies machte sie gegenüber der immer
redlichen und kulanten D mit Hinweis auf die Vereinbarung und Machenschaften des P
sofort per E-Mail unmissverständlich deutlich. Sie konnte zudem schlüssig aufgrund von
Kommunikationsverläufen im Vorfeld des Vertragsschlusses darlegen, dass es stets um FFP3-
Masken gegangen war. Auch machte die D bei Beanstandungen stets keinerlei Schwierig-
keiten. Die Masken konnte O zudem nicht einfach weiterverkaufen, da aufgrund der Pande-
mie nur medizinische Masken, nicht aber solche für Handwerker nachgefragt wurden.

Währenddessen erfuhr aber auch P, dass O die Masken entgegen seiner ursprünglichen Vor-
stellung nicht annahm. Er rechnete damit, dass ein Schreiben der O der D bereits zugegangen
sein konnte. Er machte sich deshalb sofort auf den Weg zur D, um sich seine Provision in
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Höhe von 50.000 EUR auszahlen zu lassen. Diese wurde ausgezahlt. Die E-Mail der O war
im Postfach der D eingegangen, war aber zu diesem Zeitpunkt noch nicht zur Kenntnis
genommen worden.

Prüfen Sie die Strafbarkeit von P und K nach dem StGB.

& LÖSUNG

A. STRAFBARKEIT BEZÜGLICH DES VERTRAGSSCHLUSSES

I. Strafbarkeit des P gem. § 263 I, III 2 Nr. 2 Alt. 1 StGB

P könnte sich zulasten von O, indem er einen Vertrag über die Lieferung von FFP1-Schutz-
masken schloss, wegen Betrugs nach § 263 I StGB strafbar gemacht haben. Weiterhin könnte
ein besonders schwerer Fall nach § 263 III 2 Nr. 2 Alt. 1 StGB gegeben sein.

1. Objektiver Tatbestand

a) Täuschung

P müsste O über Tatsachen getäuscht haben. Eine Täuschung ist die bewusste irreführende
Einwirkung auf das Vorstellungsbild eines anderen (vgl. Schönke/Schröder/Perron, StGB,
30. Aufl. 2019, StGB § 263 Rn. 6). Tatsachen sind dem Beweis zugängliche Ereignisse oder
Zustände der Vergangenheit und Gegenwart (Rengier, Strafrecht Besonderer Teil I, 23. Aufl.
2021, § 13 Rn. 4). Die Schutzeigenschaften der bestellten Masken stellten einen dem Beweis
zugänglichen Zustand der Gegenwart dar. In den Vertragsgesprächen hatte P der O zugesi-
chert, dass die entsprechenden FFP3-Masken geliefert würden. Dabei war ihm bewusst, dass
solche bei D nicht auf Lager waren. Im Vertragsdokument bezeichnete der P dagegen FFP1-
Masken, obwohl die Gespräche über FFP3-Masken geführt worden waren. FFP1-Masken
konnten aber nur von Handwerkern verwendet werden. P wirkte bewusst auf das Vor-
stellungsbild der O ein. Eine Täuschung ist gegeben.

b) Irrtum

O müsste einem Irrtum erlegen sein. Ein Irrtum ist eine Fehlvorstellung über Tatsachen, dh
ein Widerspruch zwischen der Vorstellung des Getäuschten und der Wirklichkeit (BGH
NJW 2016, 3383; Klesczewski, Strafrecht Besonderer Teil, 2016, § 9 Rn. 44). O stellte sich
vor, durch den Vertrag ein Geschäft über die speziellen FFP3-Schutzmasken abzuschließen
und diese geliefert zu bekommen. Dies schloss die Vorstellung zumindest als sachgedank-
liches Mitbewusstsein (BGH NJW 2013, 884; BeckOKStGB/Beukelmann, Beck’scher On-
line-Kommentar StGB, 50. Ed. 1.5.2021, § 263 Rn. 25) mit ein, dass D die entsprechenden
Masken liefern könne. Dies war nicht der Fall. O stellte sich vor, im Vertrag die Lieferung
von FFP3-Masken zu unterschreiben. Die anderslautende Bezeichnung des Artikels im Ver-
trag war aber erkennbar. Bei näherer Prüfung hätte O auffallen können, dass im Vertragstext
„FFP1-Masken“ angegeben waren. O dachte, dass „alles in Ordnung“ war (vgl. BGHSt 57,
95 [112] = NJW 2012, 1377 [1382];Wessels/Hillenkamp/Schuhr, Strafrecht Besonderer Teil 2,
43. Aufl. 2020, Rn. 511) und übersah die falsche Bezeichnung aufgrund des Vertrauens zu P
und der Vorgespräche.

Hinweis: Es könnte vertiefend gefragt werden, ob hier der Zurechnungszusammenhang iSe eigenver-
antwortlichen Selbstschädigung unterbrochen ist. Zu problematisieren ist, ob O hier bewusst ein Risiko
eingegangen ist (vgl. Matt/Renzikowski/Saliger, StGB, 2. Aufl. 2020, StGB § 263 Rn. 96). O war sich
keines Risikos bewusst und hatte keine Zweifel. Sie hätte bei genauer Überprüfung zwar erkennen
können, dass es sich um die falsche Bezeichnung handelte. Dies fiel ihr aber nicht auf. Insofern lag ein
unbewusst fahrlässiges Handeln vor. Dies war aber nicht mit Risikogeschäften oder dergleichen ver-
gleichbar, wo das Opfer bewusst fahrlässig verfügt und sich der Risiken bewusst aussetzt (vgl.
Klesczewski StrafR BT, 2016, § 9 Rn. 51).

O hatte aufgrund der Umstände das sachgedankliche Mitbewusstsein, dass der Vertrag auf
den vorangegangenen Gesprächen beruht und die Masken richtig bezeichnet wurden (vgl.
BGHSt 57, 95 [112] = NJW 2012, 1377 [1382]; BGH NJW 2009, 2900 [2901]). Dem stand
nicht entgegen, dass O bei intensiverer Nachprüfung die falsche Bezeichnung hätte erkennen
können. Der Betrug schützt auch leichtgläubigere Akteure (BGHSt 34, 199 [201] = NJW
1987, 388 [389]; BGH NStZ 2003, 313 [314]; NJW 2004, 3569 [3577]). Ein Irrtum liegt bei O
vor.

sachgedankliches Mit-
bewusstsein oder

Mitverschulden des Opfers
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